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Preußiſche Geſetzſammlung 


1925 Ausgegeben zu Berlin, den 11. Dezember 1925 Nr. 38 


Inh alt: Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Preſſe, S. 169. — Erſte Verordnung über die Aufwertung der An 
halt: ſprüche aus Pfandbriefen und Schuldverſchreibungen landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten, von Stadtſchaften, 
Pfandbriefämtern und gleichartigen öffentlich rechtlichen Kreditanſtalten für den ſtädtiſchen Grundkredit und von Landeskulturrentenbanken, 
S. 169. — Bekanntmachung des Juſtizminiſters über die Beendigung der Grundbuchanlegung in Preußen, S. 175. — Bekannt 
machung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 175. 
ge ee a ER LS 


(Nr. 13032.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Preſſe. Vom 28. November 1925. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Einziger Artikel. 


Die SS 9, 10 und 41 des Geſetzes über die Preſſe vom 12. Mai 1851 (Geſetzſamml. S. 273) 
werden aufgehoben. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 28. November 1925. 
(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing. 


(Nr. 13033.) Erſte Verordnung über die Aufwertung der Anſprüche aus Pfandbriefen und Schuld⸗ 
verſchreibungen landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten, von Stadtſchaften, 
Pfandbriefämtern und gleichartigen öffentlich⸗rechtlichen Kreditanſtalten für den ſtädtiſchen 
Grundkredit und von Landeskulturrentenbanken. Vom 10. Dezember 1925. 


Auf Grund der Artikel 94 Abſ. 2 und 117 Abſ. 2 der Durchführungsverordnung vom 29. November 1925 
zum Aufwertungsgeſetze (Reichsgeſetzbl. I S. 392) wird hiermit verordnet: 


Erſter Abſchnitt. 
Schuldverſchreibungen landſchaſtlicher (ritterſchaſtlicher) Kreditanſtalten. 
S 1. 

Für die Aufwertung von Anſprüchen aus den von landſchaftlichen (witterfchaftlichen) Kreditanſtalten 
ausgegebenen Pfandbriefen und anderen Schuldverſchreibungen, für die eine beſondere Deckung vorgeſchrieben 
iſt, gelten die nachſtehenden Vorſchriften. 

82. 

(1) Hat eine landſchaftliche (ritterſchaftliche) Kreditanſtalt mehrere Arten von Pfandbriefen oder anderen 
Schuldverſchreibungen ausgegeben, jo kann fie mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde für jede Art von Pfand⸗ 
briefen oder Schuldverſchreibungen oder für Gruppen von Pfandbriefen oder Schuldverſchreibungen oder für 
Jahrgänge von Pfandbriefen oder Schuldverſchreibungen beſondere Teilungsmaſſen bilden. 

(2) Die Teilungsmaſſe beſteht aus: 

a) den bei Ablauf des 13. Februar 1924 als Deckung für die aufgewerteten Pfandbriefe und 
anderen Schuldverſchreibungen beſtimmten Hypotheken und Darlehnsforderungen; 

b) den Hypotheken und Darlehnsforderungen, die früher zur Deckung gehört haben, ſoweit die Auf⸗ 
wertung nach § 14 oder § 15 des Aufwertungsgeſetzes über die Aufwertung auf Grund Vor⸗ 
behaltes der Rechte oder kraft Rückwirkung erfolgt ift; 
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c) den nach den Satzungen der Kreditanſtalt der Sicherung von Anſprüchen aus Pfandbriefen oder 
Schuldverſchreibungen dienenden Sicherheitsfonds, ſoweit fie nicht aus Pfandbriefen oder Schuld- 
verſchreibungen der Kreditanſtalt beſtehen ; 


d) den erſatzweiſe der Deckung zugeführten Beträgen. 


S 3. 
In die Teilungsmaſſe fließen: 
a) die Erträge aus den im § 2 Abſ. 2 bezeichneten Werten; 


p) fämtliche zur Tilgung der Hypotheken oder Darlehnsforderungen (§ 2 Abſ. 2a und b) eingehenden 
Leiſtungen, mit Ausnahme der zu Tilgungszwecken nach § I Abf. 2 eingelieferten Pfandbriefe 
oder Schuldverſchreibungen; 


ce) die durch die Anlegung der Teilungsmaſſe gewonnenen Erträge. 


8 4. 


(1) Die Teilungsmaſſe iſt von der Kreditanſtalt geſondert von ihrem ſonſtigen Vermögen zu verwalten. 
Geldbeträge ſind bis zu ihrer Ausſchüttung verzinslich anzulegen. Die Aufſichtsbehörde kann eine anderweite 
Anlegung der Teilungsmaſſe geſtatten. 


2) Stehen Vorſchriften der Satzungen der Kreditanſtalten mit dem Aufwertungsgeſetz oder den zur 
Durchführung dieſes Geſetzes ergehenden Verordnungen nicht im Einklange, ſo finden ſie während der Dauer 
des Verteilungsverfahrens in Anſehung der aufgewerteten Pfandbriefe und anderen Schuldverſchreibungen 
ſowie der Teilungsmaſſe keine Anwendung; dies gilt insbeſondere für die Satzungsvorſchriften über 

a) die Deckung der Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen durch einen gleich hohen Betrag von 
Hypotheken oder Darlehnsforderungen und die darüber auszuſtellenden amtlichen Beſcheinigungen 
und Erklärungen, auch ſoweit fie für Eintragungen und Löſchungen im Grundbuche von Be 
deutung ſind, ſowie über die Vorlegung der auf den Namen einzelner Güter lautenden Pfand⸗ 
briefe oder von Ausſchließungsbeſchlüſſen, 

b) die Eintragung der Deckung in Regiſter oder Bücher, 

e) die Kündigung von Pfandbriefen oder Schuldverſchreibungen, 2 

d) die Tilgungsfonds. 


(3) Während der Dauer des Verteilungsverfahrens finden Arreſte und Zwangsvollſtreckungen in die 
Teilungsmaſſe nicht ſtatt. 


S 5. 

(1) Innerhalb des zweiten Monats eines jeden Kalenderhalbjahrs, erſtmalig bis zum 30. April 1926, hat 
die Kreditanſtalt den Geſamtgoldmarkbetrag der Pfandbriefe und anderen Schuldverſchreibungen, welche nach dem 
Stande vom letzten Tage des vergangenen Kalenderhalbjahrs an der Verteilung teilnehmen, und den am 
letzten Tage des vergangenen Kalenderhalbjahrs vorhandenen Geſamtbeſtand der Teilungsmaſſe im Deutſchen 


Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger und in den für die Veröffentlichungen der Kreditanſtalt be⸗ 
ſtimmten Blättern bekanntzumachen. 


(2) Hypotheken und Darlehnsforderungen find, foweit nicht ein anderer Aufwertungsbetrag durch Geſetz, 
rechtskräftige Entſcheidung oder durch Vereinbarung feſtgeſetzt iſt, mit 25 vom Hundert des Goldmartbetrags 
anzuſetzen. 


(3) Die Kreditanſtalten haben bei den Veröffentlichungen (Abf. 1), die nach dem 1. Januar 1927 
erfolgen, anzugeben, ob und in welchem Ausmaße Herabſetzungen vom Aufwertungsbetrag auf Grund des 
§ 8 oder des § 15 des Aufwertungsgeſetzes und ſonſtiger Ausfälle der Teilungsmaſſe eingetreten oder zu 
erwarten ſind. 


(4) Die Aufſichtsbehörde beſtimmt, ob und inwieweit die Vorſchriften der Abf. 1 bis 3 auf die Weſt⸗ 
preußiſche Landſchaft und die Neue Weſtpreußiſche Landſchaft Anwendung finden. 


S 6. 

(1) Bei den Hypotheken oder Darlehnsforderungen (§ 2 Abſ. 2a und b) iſt für die Berechnung ihres 
Goldmarkbetrags im Sinne des § 2 Abf. 1 des Auſwertungsgeſetzes der Darlehnsreſt maßgebend, welcher 
nach der dem 15. Juni 1922 zuletzt vorhergehenden Belegung des Tilgungsfonds durch Pfandbriefe oder 
Schuldverſchreibungen vorhanden war. Sind planmäßige oder nichtplanmäßige Bareinzahlungen oder Ein⸗ 
lieferungen von Pfandbriefſen oder Schuldverſchreibungen zu Tilgungszwecken nach dem Zeitpunkte dieſer 
Belegung und vor Ablauf des 14. Juni 1922 vorbehaltlos angenommen, oder iſt eine Belegung des Tilgungs⸗ 
fonds in der Satzung nicht vorgeſehen oder iſt ſie nicht erfolgt, ſo ſind die bis zum Ablaufe des 14. Juni 1922 
vorbehaltlos angenommenen Bareinzahlungen oder Einlieferungen von Pfandbriefen oder Schuldverſchreibungen 


zu Tilgungszwecken gleichfalls mit ihrem Nennbetrage vom Nennbetrage der Hypothek oder Darlehnsforderung 
abzuziehen. 
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(2) Sind planmäßige oder nichtplanmäßige Bareinzahlungen zu Tilgungszwecken unter Vorbehalt der Rechte 
oder nach Ablauf des 14. Juni 1922 angenommen, fo find fie nur zu ihrem nach der Anlage zum § 2 des Auf 
wertungsgeſetzes ermittelten Goldmarkbetrag am Tage der Einzahlung auf den Aufwertungsbetrag der 
Hypothek oder Darlehnsforderung anzurechnen, auch wenn die im § 16 des Aufwertungsgeſetzes vor⸗ 
geſchriebene Anmeldung nicht erfolgt iſt. Nach Ablauf des 31. Dezember 1922 erfolgte planmäßige Bar⸗ 
einzahlungen zu Tilgungszwecken bleiben außer Anſatz. 


(3) Sind Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen unter Vorbehalt der Rechte oder nach Ablauf des 
14. Juni 1922 und vor Ablauf des 14. Juli 1925 angenommen, ſo ſind ſie mit ihrem Goldmarkbetrag 
auf den Goldmarkbetrag der Hypothek oder Darlehnsforderung anzurechnen. Kann der Goldmark 
betrag von Pfandbriefen oder Schuldverſchreibungen, die zur Tilgung von mehreren Hypotheken oder 
Darlehnsforderungen eingeliefert ſind, nur gemeinſchaftlich feſtgeſtellt werden, ſo iſt der Goldmarkbetrag der 
Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen anteilsmäßig auf die Goldmarkbeträge dieſer Hypotheken oder Darlehns⸗ 
forderungen zu verteilen. Läßt ſich der Goldmarkbetrag der angenommenen Pfandbriefe oder Schuldver⸗ 
ſchreibungen nicht mehr ermitteln, ſo ſind ſie zu einem durchſchnittlichen Goldmarkbetrag anzurechnen. Dieſer 
beſtimmt ſich nach dem Verhältniſſe des Geſamtgoldmarkbetrags aller am 14. Juni 1922 im Umlaufe be⸗ 
findlichen und ſeitdem ausgegebenen Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen zu deren Geſamtnennbetrage. 
Führt dieſe Berechnung zu einer offenbaren Unbilligkeit, ſo kann die Generalverſammlung (der Generallandtag) 
mit Genehmigung des Staatsminiſteriums den durchſchnittlichen Goldmarkbetrag anderweitig feſtſetzen. 


(4) Bei der Berechnung des Goldmarkbetrags der Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen nach der 
Vorſchrift des Abſ. 3 bleibt der Zinsfuß der Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen unberückſichtigt. 


(5) Ergibt die Anwendung der vorſtehenden Vorſchriften, daß der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks 
oder der ſonſtige Darlehnsſchuldner bereits mehr geleiſtet hat, als er nach den Vorſchriften des Geſetzes 
und dieſer Verordnung zu leiſten verpflichtet war, ſo behält es dabei ſein Bewenden. 


8 7. 
Bei der Eintragung der Aufwertung im Grundbuche wird vermutet, daß die Hypothek nur in der von 
der Kreditanſtalt angegebenen Höhe getilgt iſt. 


S 8. 
(1) Durch die oberſte Verwaltungsdirektion der Kreditanſtalt kann beſtimmt werden, daß 

a) eine Tilgungshypothek oder ein Tilgungsdarlehen unter Aufhebung des Tilgungsplans in eine 
durch beſtimmte Zahlungen zu tilgende Hypothek oder Darlehnsforderung umgewandelt wird, in 
welchem Falle die Summe der angeordneten Zahlungen innerhalb eines Jahres höchſtens 10 vom 
Hundert des Aufwertungsbetrags erreichen und 1000 Reichsmark nicht überſteigen darf, 

b) eine Tilgungshypothek oder ein Tilgungsdarlehen in eine am 1. Januar 1932 fällige Hypothek 
oder Darlehnsforderung umgewandelt wird, wenn der zu tilgende Reſtbetrag 500 Goldmark 
nicht überſteigt oder gegenüber der urſprünglichen Schuld verhältnismäßig geringfügig iſt. 


(2) Beſteht nach der Satzung der Kreditanſtalt ein Ausſchuß, fo bedarf es feiner Zuſtimmung zu einer 
Anordnung der oberſten Verwaltungsdirektion im Sinne des Abſ. 1. 


(3) Trifft die oberſte Verwaltungsdirektion der Kreditanſtalt eine Anordnung im Sinne des Abſ. 1 a 
oder b, ſo iſt der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks oder der ſonſtige Darlehnsſchuldner hiervon durch 
Einſchreibebrief gegen Rückſchein zu benachrichtigen; Artikel 120 der Durchführungsverordnung vom 29. No⸗ 
vember 1925 findet entſprechende Anwendung. 


(4) Der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks oder der ſonſtige Darlehnsſchuldner kann, abgeſehen von 
den nach § 28 des Aufwertungsgeſetzes zu entrichtenden Zinſen, die Wiederherſtellung der ſatzungsmäßigen 
oder vertraglichen Zahlungsbedingungen mit der ſich aus § 11 Abſ. 1 dieſer Verordnung ergebenden Anderung 
des Tilgungsſatzes verlangen, wenn die wirtſchaftliche Lage des Eigentümers des belaſteten Grundſtücks oder 
des ſonſtigen Darlehnsſchuldners die Umwandlung der Schuld untunlich erſcheinen läßt. Der Antrag muß 
innerhalb dreier Monate nach Zugang der Benachrichtigung von der Anordnung der oberſten Verwaltungs— 
direktion der Kreditanſtalt an den Eigentümer des belaſteten Grundſtücks oder den ſonſtigen Darlehnsſchuldner 
bei der Aufwertungsſtelle geſtellt werden. In den Fällen der SS 203, 206 und 207 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs kann das Verlangen noch bis zum Ablaufe von drei Monaten nach Fortfall des Hinderniſſes 
geſtellt werden. 


(5) Anderungen des Inhalts der im § 2 Abſ. 2a und b bezeichneten Hypotheken auf Grund von Ver⸗ 
einbarungen über die Aufwertung zwiſchen der Kreditanſtalt und dem Eigentümer des belaſteten Grundſtücks 
oder dem ſonſtigen Darlehnsſchuldner oder auf Grund einer Anordnung der oberſten Verwaltungsdirektion 
der Kreditanſtalt im Sinne des Abf. 1 oder einer Entſcheidung der Aufwertungsſtelle nach Abſ. 4 find auf 
Antrag der Kreditanſtalt oder des Eigentümers in das Grundbuch einzutragen. Soweit durch die Be⸗ 
willigung oder durch die Eintragung Koſten entſtehen, trägt dieſe die Kreditanſtalt. 


IMO 


S 9. 

(1) Der Schuldner kann den Aufwertungsbetrag der Hypothek oder Darlehnsforderung unbeſchadet 
der folgenden Vorſchriften nur in bar leiſten. 

(2) Der Schuldner kann ſich vom 1. Januar 1927 ab von der Schuld ganz oder teilweiſe dadurch 
befreien, daß er Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen der Kreditanſtalt einliefert, deren Ablöſungswert dem 
Aufwertungsbetrage der Hypothek oder Darlehnsforderung entſpricht. Als Ablöſungswert eines Pfand⸗ 
briefs oder einer Schuldverſchreibung gilt der Teil ſeines Goldwerts, den die oberſte Verwaltungsdirektion 
der Kreditanſtalt mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde entſprechend dem Verhältniſſe des Aufwertungsbetrags 
der nach § 2 Abſ. 2 zur Teilungsmaſſe gehörenden Hypotheken oder Darlehnsforderungen zum Goldmark⸗— 
betrag aller an der Teilungsmaſſe berechtigten Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen unter Berückſichtigung 
der nach § 8 und § 15 des Aufwertungsgeſetzes zu erwartenden Herabſetzungen der Teilungsmaſſe und der 
ſonſt zu erwartenden Ausfälle feſtſetzt. Bei der Berechnung des Ablöſungswerts bleibt der Zinsfuß der 
Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen unberückſichtigt. Der Ablöſungswert eines Pfandbriefs oder einer 
Schuldverſchreibung beträgt höchſtens den vierten Teil feines Goldmarkbetrags. 

(3) Der Ablöſungswert der Pfandbriefe und der Schuldverſchreibungen iſt im Deutſchen Reichsanzeiger 
und Preußiſchen Staatsanzeiger ſowie in den für die Veröffentlichungen der Kreditanftalt beſtimmten Blättern 
bekanntzumachen. Die erſte Bekanntmachung des Ablöſungswerts hat bis zum 31. Dezember 1926 zu erfolgen. 

(4) Macht eine Kreditanſtalt den Ablöſungswert der Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen vor dem 
31. Dezember 1926 bekannt, fo beginnt die Befugnis des Schuldners zur Ablöſung der Hypothek oder Dar- 
lehnsforderung mit Pfandbriefen oder Schuldverſchreibungen mit dem Tage der Bekanntmachung im Deutſchen 
Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger. i Bü 

(5) Die Auffichtsbehörde wird ermächtigt, den Ablöſungswert der Pfandbriefe der Weſtpreußiſchen 
Landſchaft und der Neuen Weſtpreußiſchen Landſchaft nach Anhörung des Verwaltungsrats dieſer Landſchaften 
feſtzuſetzen. Die Vorſchriften der Abſ. 3 und 4 finden entſprechende Anwendung. 


S 10. 

Vereinbarungen über die Aufwertung der im § 2 Abſ. 2a und b bezeichneten Hypotheken oder Dar- 
lehnsforderungen und Grundſätze für ſolche Vereinbarungen bedürfen der Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde. 
Iſt die Zuſtimmung erteilt, ſo ſteht den Gläubigern wegen ſolcher Vereinbarungen gegen die Kreditanſtalt 
ein Schadenserſatzanſpruch nicht zu. su : 

(1) Soweit Tilgungshypotheken oder Tilgungsdarlehen beftehen bleiben, kann mit Wirkung vom 
1. Januar 1928 ab die oberſte Verwaltungsdirektion der Kreditanſtalt neben dem nach § 28 des Aufwertungs— 
geſetzes zu entrichtenden Zinſen eine jährliche Tilgung bis zu 4 vom Hundert des Aufwertungsbetrags feſtſetzen. 
SS Abf. 2 findet auf die Feſtſetzung entſprechende Anwendung. Weigert ſich der Schuldner, die Anderung 
des Inhalts der Hypothek oder der Darlehnsforderung zu bewilligen, ſo wird die Bewilligung auf Antrag 
der Kreditanſtalt durch die Entſcheidung der Aufwertungsſtelle erſetzt. 

(2) Die Kreditanſtalt iſt nicht verpflichtet, vor dem 1. Januar 1928 Tilgungsbeträge einzufordern. 

(3) Zugleich mit der erſten Tilgungsrate iſt der Teil des Aufwertungsbetrags zu entrichten, der die 
letzten vollen 100 Goldmark des Aufwertungsbetrags überſteigt. 

(4) Im übrigen bleiben die vertraglichen oder ſatzungsmäßigen Zahlungsbedingungen ſowie die 
Kündigungs- und Rückzahlungsrechte des Schuldners unberührt. 

(5) Anderungen des Inhalts eingetragener Rechte im Sinne des Abſ. 1 nach Maßgabe der Be- 
willigung der Beteiligten oder der Entſcheidung der Aufwertungsſtelle find auf Antrag der Kreditanſtalt 
oder des Eigentümers in das Grundbuch einzutragen. Soweit durch die Bewilligung oder durch die Ein 
tragung Koſten entſtehen, trägt dieſe die Kreditanſtalt. 


S 12. 
Auf Grundſchulden und Reallaſten finden die vorſtehenden Vorſchriften über Hypotheken entſprechende 
Anwendung. 
S 13. 


Nach § 28 des Aufwertungsaefeßes geſchuldete Zinſen find, ſolange der Zinsſatz weniger als 
5 vom Hundert beträgt, jährlich, und zwar am 1. Juli eines jeden Jahres für das laufende Kalenderjahr 
zu entrichten. Im übrigen gelten die Satzungsvorſchriften auch hinſichtlich des Verwaltungskoſtenbeitrags, 
jedoch mit der Maßgabe, daß dieſer nur von dem Aufwertungsbetrage der Hypothek oder Darlehnsforderung 
zu leiſten iſt und ½ vom Hundert des Aufwertungsbetrags jährlich nicht überſteigen darf; ſchreibt die 
Satzung der Kreditanſtalt einen geringeren Hundertſatz vor, ſo behält es dabei ſein Bewenden. 


S 14. 

Die Kreditanſtalt iſt berechtigt, von allen in die Teilungsmaſſe fließenden Eingängen vorweg 5 vom 
Hundert als Beitrag zur Deckung der Koſten des Aufwertungsverfahrens in Anſpruch zu nehmen. Diefe 
Beſtimmung findet auf die Erträge der Teilungsmaſſe im Sinne des § 3e und bei der Ablöſung der Auf- 

ene durch Einlieferung von Pfandbriefen oder Schuldverſchreibungen nach § 9 Ab. 2 keine An⸗ 
wendung. Ae ， ， 
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S 15. 

(1) Bei der Verteilung werden auch bereits gekündigte oder ausgeloſte Pfandbriefe und Schuld 
verſchreibungen nach § 49 Abſ. 2 des Aufwertungsgeſetzes berückſichtigt, hierbei ſteht die Präkluſion von 
Pfandbriefen oder Schuldverſchreibungen der Hinterlegung gleich. Dies gilt auch dann, wenn die Pfandbriefe 
oder Schuldverſchreibungen in den Beſitz der Kreditanſtalt zurückgelangt ſind, ohne daß der frühere Inhaber 
feinen Aufwertungsanſpruch verloren hat ($ 49 Abf. 1 des Aufwertungsgeſetzes). 


(2) Für die Anſprüche auf Herausgabe von ausgeloſten oder gekündigten Pfandbriefen und Schuld— 
verſchreibungen gegen Banken gelten die Artikel 61 bis 66 der Durchführungsverordnung vom 29. November 1925. 


S 16. 

Zinsſcheine der Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen werden nicht eingelöſt. Neue Zinsſcheine werden 

nicht ausgegeben. ; | 
S 17, 

(1) Für die Berechnung des Goldmarkbetrags der Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen gilt als 
Ausgabetag im Sinne des § 2 Abf. 2 des Aufwertungsgeſetzes der Tag der Oeckungsbeſcheinigung des 
Syndikus der Kreditanſtalt. Bei der Landſchaft der Provinz Sachſen, der Pommerſchen Landſchaft und der 
Neuen Pommerſchen Landſchaft, der Landſchaft der Provinz Weſtfalen ſowie bei dem Bremenſchen ritter 
ſchaftlichen Kreditvereine gilt als Ausgabetag der Ausſtellungstag des Pfandbriefs oder der Schuld- 
verſchreibung, bei der Schlefifchen Landſchaft, dem Landſchaftlichen Kreditverbande für die Provinz Schleswig- 
Holſtein, dem Kalenberg⸗Göttingen⸗Grubenhagen-Hildesheimſchen ritterſchaftlichen Kreditverein und dem ritter⸗ 
ſchaftlichen Kreditinſtitute für das Fürſtentum Lüneburg der Tag der Eintragung der Pfandbriefe oder 
Schuldverſchreibungen in die hierfür beſtimmten Regiſter oder Bücher. 


(2) Bei der Berechnung des Goldmarkbetrags in Sinne des Abf. 1 bleibt der Zinsfuß der Pfand⸗ 
briefe oder Schuldverſchreibungen unberückſichtigt. 


i S 18, 

Die von der Kreditanſtalt mit verfügbaren Mitteln angekauften oder als Verwaltungskoſtenbeitrag ver⸗ 
einnahmten Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen nehmen an der Verteilung teil. Pfandbriefe oder Schuld⸗ 
verſchreibungen der Sicherheitsfonds (S 2 Abſ. 2c) und die zur Ablöſung eines Darlehns eingelieferten Pfand⸗ 
briefe oder Schuldverſchreibungen (§ 9 Abſ. 2) nehmen an der Verteilung nicht teil. 


8 1 
(1) Die Teilungsmaſſe wird gleichmäßig unter die Gläubiger im Verhältniſſe der nach Maßgabe des 


S 2 des Aufwertungsgeſetzes und des § 17 dieſer Verordnung feſtzuſtellenden Goldmarkbeträge ihrer An⸗ 
ſprüche verteilt. 


(2) Die Verteilung erfolgt nach Wahl der Kreditanſtalt 
a) entweder durch die Ausſchüttung der Teilungsmaſſe an die Gläubiger nach dem Verhältniſſe der 
Goldmarkbeträge ihrer Anſprüche im Sinne des Abſ. 1, 
b) oder durch Verwendung aller zu Tilgungszwecken oder zur Rückzahlung eingehenden Bar- 
einzahlungen zur Ausloſung der Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen. 
(3) Die Verteilung der Teilungsmaſſe im Wege der Ausſchüttung nach Abſ. 2a oder der Ausloſung 


nach Abſ. 2b regelt eine beſondere Verordnung. Mit der Verteilung iſt nach Erlaß der Verordnung zu be 
ginnen, ſobald nach der Entſcheidung der Auſſichtsbehörde hinreichend bare Maſſe vorhanden iſt. 


§ 20. 

Aufwertungsſtelle für die Anſprüche aus den im § 1 genannten Pfandbriefen und Schuldverſchreibungen 
iſt der Oberpräſident, in deſſen Bezirk die oberſte Verwaltungsdirektion der Kreditanſtalt ihren Sitz hat, für 
die Weſtpreußiſche Landſchaft und die Neue Weſtpreußiſche Landſchaft der Regierungspräſident des Regierungs⸗ 
bezirks Weſtpreußen. Über die Beſchwerde gegen Entſcheidungen des Oberpräſidenten oder Regierungs— 
präſidenten entſcheidet das Landgericht, in deſſen Bezirk der Oberpräſident oder Regierungspräſident ſeinen 
Sitz hat. 

S 21. 


Soweit nach dieſer Verordnung die Zuſtändigkeit der Aufwertungsſtelle begründet iſt, finden die Vor⸗ 
ſchriften der SS 73 bis 76 des Auſwertungsgeſetzes und der Artikel 117 bis 128 der Durchführungsverord- 
nung vom 29. November 1925 Anwendung. 


1 
Die Zwaugsvollſtreckungsrechte der Kreditanſtalten gelten auch für die ſich aus der Aufwertung und 
dieſer Verordnung ergebenden Verpflichtungen der Schuldner. 
Geſetzſammluug 1925. (Nr. 13032 —13034.) 55 
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Schuldverſchreibungen der Stadtſchaften, Pfandbriefämter und gleichartigen öffentlich⸗ rechtlichen 
Kreditanſtalten für den ſtädtiſchen Grundkredit. 


9 28. 


Für die Aufwertung von Anſprüchen aus Pfandbriefen oder anderen Schuldverſchreibungen oder aus 
verbrieften Darlehen für Grundkreditzwecke von Stadtſchaſten, Pfandbriefämtern und gleichartigen öffentlich⸗ 
rechtlichen Kreditanſtalten für den ſtädtiſchen Grundkredit gelten, ſoweit eine beſondere Deckung vorgeſchrieben 
iſt, die SS 2 bis 22 entſprechend mit nachſtehenden Sondervorſchriften. 


8 24. 


Zur Teilungsmaſſe ($ 2 Abſ. 2a) gehören auch die bei Ablauf des 13. Februar 1924 als Deckung 
für die aufgewerteten verbrieften Darlehen ($ 23) beſtimmten Hypotheken und Darlehnsforderungen. 


S 25. 

Als Tilgungsfonds ($ 6) gelten auch die Guthaben der Grundſtückseigentümer an den für fie neben 

den Tilgungsfonds gebildeten Sicherheitsfonds. 
$ 26. 

(1) Für die Berechnung des Goldmarkbetrags der Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen ($ 17 Abſ. 1) 
gilt als Ausgabetag im Sinne des § 2 Abſ. 2 des Aufwertungsgeſetzes der Tag der Eintragung der Pfand⸗ 
briefe oder Schuldverſchreibungen in die hierfür beſtimmten Regiſter oder Bücher. Bei dem Weſtfäliſchen 
Pfandbriefamte für Hausgrundſtücke gilt als Ausgabetag des Pfandbriefs der Ausſtellungstag. 

(2) Für die nach Ablauf des 31. Dezember 1917 ausgegebenen Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen 
kann die Aufſichtsbehörde auf Antrag der Kreditanſtalt nach einer von dieſer auf Grund der verſchiedenen 
Ausgabetage aufzuſtellenden Berechnung einen Stichtag feſtſetzen, der für die Berechnung des Goldmarkbetrags 
dieſer Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen oder einzelner Jahrgänge oder Abſchnitte derſelben einheitlich 
zugrunde gelegt wird. 


Dritter Abſchnitt. 
Schuldverſchreibungen der Landeskulturrentenbanken. 


$ 27. 
(1) Für die Aufwertung der Anſprüche aus den von den Landeskulturrentenbanken ausgegebenen Schuld- 
verſchreibungen gelten die SS 2 bis 22 dieſer Verordnung entſprechend. 


(2) Für die Berechnung des Goldmarkbetrags der Schuldverſchreibungen gilt als Ausgabetag im Sinne 
des § 17 Abſ. 1 dieſer Verordnung der Tag der Eintragung der Schuldverſchreibung in die hierfür beſtimmten 
Regiſter oder Bücher. 


(3) Die Vorſchriften der SS 6, 33, 36, 39, 41 und 42 des Geſetzes, betreffend die Errichtung von 
Landeskulturrentenbanken, vom 13. Mai 1879 (Geſetzſamml. S. 367) finden während der Dauer des Ver⸗ 
teilungsverfahrens in Anſehung der aufzuwertenden Schuldverſchreibungen ſowie der Teilungsmaſſe keine 
Anwendung. 

Vierter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmung. 
S 28. 


S 20 und § 21 dieſer Verordnung treten mit dem Tage ihrer Verkündung, die übrigen Vorſchriften 
mit Wirkung vom 15. Juli 1925 in Kraft. 8 


Berlin, den 10. Dezember 1925. 


Der Preußiſche Der Preußiſche Miniſter Der Preußiſche Der Preußiſche Miniſter 
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(Nr. 13034.) Bekanntmachung des Juſtizminiſters über die Beendigung der Grundbuchanlegung in Preußen. 
Vom 2. Dezember 1925. 


Die Anlegung der Grundbücher und der Berggrundbücher iſt für alle Bezirke des Freiſtaats 
Preußen beendet. 


Berlin, den 2. Dezember 1925. 
Der Preußiſche Juſtizminiſter. 


In Vertretung: 


Fritze. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. Februar 1925, über die Genehmigung zur 
Herabſetzung des Aktienkapitals der Dahme⸗Ackroer Eiſenbahngeſellſchaft und zur Verlegung ihres 
Geſchäftsjahrs durch die Amtsblätter 

der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 34 S. 355, ausgegeben am 
22. Auguſt 1925, und 
der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 47 S. 213, ausgegeben am 21. November 1925; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. Juli 1925 über die Ausdehnung des dem 
Großkraftwerke Hannover, Aktiengeſellſchaft in Hannover, durch Erlaß vom 17. Juni 1925 verliehenen 
Enteignungsrechts zum Bau einer 60 000 Volt-⸗Leitung von Misburg nach Sehnde auf das im Land- 
kreiſe Hannover gelegene Grundeigentum durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 32 
S. 160, ausgegeben am 8. Auguſt 1925; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. Oktober 1925 über die Verleihung des Ent- 
eignungsrechts an den Eigenſchulverband Osloß, Kreis Gifhorn, für die Anlage eines Spiel- und 
Turnplatzes für die Schule in Osloß durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 44 
S. 213, ausgegeben am 31. Oktober 1925; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Oktober 1925 über die Übertragung des der 
Lycker Kleinbahn -Aktiengeſellſchaft in Lyck (Oſtpreußen) durch Königl. Erlaß vom 22. Januar 1913 
verliehenen Enteignungsrechts für den Bau und Betrieb einer Kleinbahn von Lyck über Brodowen 
nach Thurowen mit Abzweigung von Brodowen nach Sawadden auf die Oſtpreußiſche Kleinbahnen⸗ 
Aktiengeſellſchaft in Königsberg durch das Amtsblatt der Regierung in Allenſtein Nr. 46 S. 176, 
ausgegeben am 14. November 1925; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Oktober 1925 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Stadt Frankenberg (Eder), Regierungsbezirk Caſſel, für die Herſtellung einer 
öffentlichen Badeanſtalt, verbunden mit Luft- und Sonnenbad, durch das Amtsblatt der Regierung 
in Caſſel Nr. 46 ©. 267, ausgegeben am 14. November 1925; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. November 1925 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Firma Gg. Fr. Reinbold, Kunſtſtein⸗ und Zementwarenfabrik in Genſungen, 
für die Herſtellung und den Betrieb einer Schmalſpurbahn vom Bahnhofe Genſungen nach den Stein- 
bruchbetrieben in Rhünda durch das Amtsblatt der Regierung in Caſſel Nr. 47 S. 271, ausge⸗ 
geben am 21. November 1925. 


Okedigiert im Büro des Staatsmin ſteriums. 一 Verlag des Geſetzſammlungsamts, Berlin NW 40, Scharnborſtſtr. 4. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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